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Nach dem gesetzgeberischen Willen sollen Elektrobikes ausdrücklich vom modifizierten § 6 Abs. 1 FeV 
miterfasst werden. Ob dies gelungen ist, erscheint weiter fraglich

In Ausgabe 3/20151 habe ich an dieser Stelle über die Ausnahmeverordnung für 
Elektro-Kleintransporter berichtet. Seinerzeit hatte der Verordnungsgeber ganz 
offensichtlich versäumt, die entsprechende Schlüsselzahl in die FeV einzustellen. 
Des Weiteren habe ich in Ausgabe 7/20152 über die Einstufung von Leichtkrafträdern 
mit Elektroantrieb berichtet. Hier fehlte bislang die gesetzliche Grundlage, diese mit 
der Fahrerlaubnisklasse A1 fahren zu können. Der Verordnungsgeber hat dies 
jetzt im Zuge der Veröffentlichung der 2. ÄndVO-FeV3 (scheinbar) berichtigt.  
Von Bernd Huppertz

Anmerkungen zur 2. ÄndVO-FeV

1 Ausnahmeverordnung für  
Elektro-Kleintransporter

M it dem Elektromobilitätsgesetz4 (EmoG) 
werden Maßnahmen zur Bevorrechtigung 

der Teilnahme elektrisch betriebener Fahrzeuge 
am Straßenverkehr ermöglicht, um deren Ver-
wendung zur Verringerung insbesondere von kli-

ma- und umweltschädlichen Auswirkungen des 
motorisierten Individualverkehrs zu fördern (§ 1 
EmoG). Unter anderem soll dies durch freie 
Fahrt auf Busspuren, Aufhebung von Zufahrts-
verboten und reservierte Parkplätze begünstigt 
werden (§ 3 Abs. 4 EmoG). Elektroautos sollen 
dafür mit Sonderkennzeichen ausgestattet wer-
den (§ 4 EmoG).
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„Im Fahrerlaubnisrecht kommt es bei elektrisch be-
triebenen Fahrzeugen immer häufiger zu der Kon-
stellation, dass Fahrzeuge, für die eigentlich auf-
grund ihrer Fahrzeugkonstruktion eine 
Fahrerlaubnis der Klasse B erforderlich wäre, le-
diglich aufgrund des Gewichtes des Elektroantriebs 
die dortige Gewichtsgrenze überschreiten und so-
mit nur mit einer Fahrerlaubnis der Klasse C1 ge-
führt werden dürfen. Dies hat neben den höheren 
Kosten zum Erwerb der Fahrerlaubnisklasse C1 

auch die zeitlichen und finanziellen Auf-
wendungen für die damit erforderlichen 
Pflichten aus dem Berufskraftfahrerqualifi-

kationsrecht zur Folge. Aufgrund dieser Be-
lastungen wird der Umstieg auf Elektrofahrzeuge 
für mögliche Interessenten erschwert und unat-
traktiv.“5 

Durch die Ausnahmeverordnung6 (AusnVO-
FeV) wird daher der Umfang der Fahrerlaubnis-
klasse B bei Elektrofahrzeugen auf eine zulässige 
Gesamtmasse von nicht mehr als 4250 Kilo-
gramm erweitert. Um von der Ausnahmerege-
lung Gebrauch machen zu können, muss der 
Fahrerlaubnisinhaber nach näherer Maßgabe der 
Anlage 1 an einer zusätzlichen Fahrzeugeinwei-
sung teilnehmen. Die darüber ausgestellte Teil-
nahmebescheinigung ist Grundlage für die Neu-
ausfertigung eines Kartenführerscheins. Denn: 
Der Nachweis des erweiterten Umfangs der Fahr-
berechtigung erfolgt durch die in Spalte 12 der 
Klasse B betreffenden Zeile des Führerscheins 

eingetragene Schlüsselzahl 192 (§ 2 Abs. 1 
AusnVO-FeV). 

Der Kartenführerschein enthält dann den 
Eintrag „192.31.12.2019“. Das Datum ist 

identisch mit dem Ablaufdatum der Ausnahme-
verordnung (§ 4 Abs. 2 AusnVO-FeV). Die er-
wähnte Schlüsselzahl war jedoch bislang nicht in 
Anlage 9 aufgeführt. Dieses Defizit wurde durch 
die Ausnahmeverordnung behoben.

2 Einstufung von Leichtkrafträdern  
mit Elektroantrieb

Gemäß Artikel 4 Abs. 3 der 3. Führerscheinricht-
linie gilt jedes zweirädrige Kfz mit oder ohne Bei-

wagen im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 lit. b der 
Richtlinie 2002/24/EG als Kraftrad. Danach han-
delt es sich bei Leichtkrafträdern um Krafträder 
(Klasse L3e beziehungsweise L4e) mit einem 
Hubraum von bis zu 125 ccm, mit einer Motor-
leistung von bis zu 11 kW und einem Leistungs-
gewicht bis zu 0,1 kW/kg.

Zulassungsrechtlich wird bei den Leichtkrafträ-
dern der Klasse L3e nicht zwischen Elektrobikes 
und solchen mit Verbrennungsmotoren unter-
schieden (vergleiche § 2 Nr. 10 Fahrzeug-Zulas-
sungsverordnung (FZV)). Fahrerlaubnisrechtlich 
dagegen wurden Leichtkrafträder mit Elektro-
motor gar nicht erfasst. In § 6 I FeV (zu Klasse 
A1) wurde lediglich auf Leichtkrafträder mit Ver-
brennungsmotor abgestellt. Dennoch warb die 
Zweiradindustrie mit dem Hinweis auf die Fahr-
erlaubnisklasse A1 und wollte so auch die Ziel-
gruppe der Heranwachsenden für diese neuen 
Elektrozweiräder begeistern. Den Führerschein 
A1 gibt es ja ab dem 16. Lebensjahr. Dem aber 
stand nach hier vertretener Ansicht7 die derzeiti-
ge Rechtslage entgegen.8 

Der Verordnungsgeber hat daraufhin die hier 
einschlägige Vorschrift des § 6 Abs. 1 FeV geän-
dert.9 In der amtlichen Begründung10 heißt es 
dazu: 

„Während also nach der 3. Führerscheinrichtlinie 
für Krafträder der Klasse A1 die Merkmale Hub-
raum und Motorleistung nur durch ein Komma 
getrennt sind, müssen nach der Umsetzung in 
der FeV [hier: § 6 Abs. 1 FeV in der bis zum 
20.10.2015 geltenden Fassung] beide Merkmale 
Hubraum und [sic!] Motorleistung erfüllt sein. 
Mit der Änderung erfolgt eine Anpassung an die 
Definition der Richtlinie 2006/126/EG. In der 
Folge fallen auch sog. Elektro-Leichtkrafträder, 
bei denen lediglich eine Nenndauerleistung in 
kW, nicht jedoch ein Hubraum definiert werden 
kann, unter diese Bestimmung.“

Nach § 6 I FeV in der ab dem 21.10.2015 gelten-
den Fassung umfasst die Klasse A1
 • Krafträder (auch mit Beiwagen) mit einem 

Hubraum von bis zu 125 ccm, einer Leistung 
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von nicht mehr als 11 kW, bei denen das Ver-
hältnis der Leistung zum Gewicht 0,1 kW/kg 
nicht übersteigt,

 • dreirädrige Kfz mit symmetrisch  angeordne-
ten  Rädern  und  einem  Hubraum  von  mehr  
als 50 ccm bei Verbrennungsmotoren oder ei-
ner bbH von mehr als 45 km/h und einer Leis-
tung von bis zu 15 kW. 

Nach dem in der amtlichen Begründung vorge-
tragenen gesetzgeberischen Willen sollen die 
Elektrobikes ausdrücklich miterfasst werden. Ob 
durch die Änderung aber tatsächlich die Einver-
nahme von Elektrobikes gesichert ist, erscheint 
dennoch weiter fraglich. Zwar hat der Verord-
nungsgeber nunmehr den Text der 3. Führer-
scheinrichtlinie [dortiger Artikel 4 Abs. 3 lit. a)] 
übernommen. Das setzt aber voraus, dass der Ge-
meinschaftsrechtsgeber die elektromotorbetrie-
benen Leichtkrafträder ebenfalls unter die Klasse 
A1 fassen wollte. Man wird hier vom Gegenteil 
ausgehen müssen. Artikel 4 III der 3. Führer-
scheinrichtlinie verweist auf Artikel 1 der Richtli-
nie 2002/24/EG. Dort aber wird nach Leicht-
krafträdern mit Verbrennungsmotoren und 
Elektromotoren unterschieden [Artikel 1 II lit. 
b].

Auch lässt der Wortlaut des geänderten Textes bei 
grammatikalischer Auslegung keine andere Deu-
tung zu: Bei dem in Rede stehenden Verord-
nungstext handelt es sich um eine Aufzählung 
mit der Folge, dass die aufgeführten Bedingun-
gen kumulativ erfüllt sein müssen. Dann aber be-
darf es weiterhin eines Hubraums von bis zu  

125 ccm, über den Elektrobikes nicht verfügen. 
Die Ersetzung des Wortes „und“ durch ein „oder“ 
hätte hier für Klarheit im Sinne des gesetzgeberi-
schen Willens gesorgt. Gleichwohl hätte er sich 
dabei aber gegen die 3. Führerscheinrichtlinie ge-
stellt. Es bleibt also alles beim Alten.

3 Die Übergangbestimmung  
des § 76 Nr. 6b FeV

Konsequenterweise hätte auch die Vorschrift des 
§ 76 Nr. 6b FeV geändert werden müssen. Elekt-
ro-Leichtkrafträder, die bis zum 18.1.2013 erst-
mals in den Verkehr gekommen sind, werden 
nämlich durch diese Regelung immer noch nicht 
erfasst. §§
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